Satzung

Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beitrigen fiir den
Ausbau von Verkehrsanlagen der Ortsgemeinde Heuchelheim
vom 18.06.2013

(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beitrége)

Der Gemeinderat Heuchelheim hat am 22.04.2013 auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung
(GemO) und der §§2 Abs. 1, 7, 10 und 10 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

INHALTSUBERSICHT:

§ 1 Erhebung von AuSbaubEIIEGEN ............coiiueie e 2
§ 2 Beitragsfahige Verkehrsanlagen................ooooiiioioeceeeeeeeeeeeeee e e 2
§ 3 Ermittlungsgebiete........ AR AT A SRR 55 SN 555 RS Kb s 8 S P A S A 2
§ 4 Gegenstand der BeitragSpfliCht .................oouiiuiieieeeee e e 3
§ 5 GeMEINAEANEEIL ..ot 3
§ 6 BeitragSmalstab ..........ccooiiiiiicce e e, 3
§ 7 Eckgrundstiicke und durchlaufende GrundsticKe...............ccooieeeeeoeeeeeeeeeeee oo, 5
§ 8 Entstehung des BeitragSanSPpruChEs ................c.ooveeuieoeeeeee oo, 5
B O VOT BUBIBISTUNIGEIN woumisoceion issem sunims55 55 immmmmomsons smmssmaenmass o sesst s s o 408 5 8 S A S S 5
§ 10 BeitragSSChUIANET . ......c.ooieeiieeeeeeee e, 5
§ 11 Veranlagung und FAIGKEIt ...............cc.oiiiiiiiiiiee oo e, 6
§ 12 UDErgangSregeIUNG ..............c.o.ououiueeeeeeeeeeeeeee e e e e ee e 6
§ 13 OFfENtlICNE LASE .......co.veeee e e 6

§ 14 IN-Kraft-TrOION ..o e e 7



§1

Erhebung von Ausbaubeitragen

(1) Die Gemeinde Heuchelheim erhebt wiederkehrende Beitrage fir die Herstellung und den Aus-
bau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeitrdge werden fir alle MaRnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der Er-
weiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauchba-
ren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmaBigen Verkehrsbediirfnis ge-
nugenden Zustand,

2. "Erweiterung" ist jede flachenmaRige VergroRerung einer fertiggesteliten Anlage oder deren
Erganzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veranderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle MaBnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der Verkehrs-
bedeutung i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und Leis-
tungsfahigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch fur die Herstellung von Verkehrsanlagen, die
nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfahig ist.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbetrage nach §§ 135
a-c BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeitrdge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-
hebung auer Verhaltnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen.

§2
Beitragsfahige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsféhig ist der Aufwand fur die 6ffentlichen StraRen, Wege und Platze sowie selbststan-
dige Parkflachen und Griinanlagen sowie fur selbststandige FuR- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfahig ist der Aufwand fur Brickenbauwerke, Tunnels und Unterfiihrungen mit den
dazugehdrigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands fir Fahrbahndecke und FuRwegbelags.

§3

Ermittlungsgebiete

(1) Séamtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes bilden als einheitli-
che offentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit).

(2) Der beitragsféhige Aufwand wird firr die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen
nach dem Durchschnitt der im Zeitraum von 5 Jahren zu erwartenden Investitionsaufwendungen in
der Abrechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt.



§4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in Zhnlicher Weise nutzba-
ren Grundstucke, die die rechtliche und tatsachliche Moglichkeit einer Zufahrt oder eines Zugangs
zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

§5

Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil betragt 30 %.

§6

BeitragsmaRstab

(1) MaBstab ist die Grundstiicksflache mit Zuschlagen fur Vollgeschosse. Der Zuschlag je Vollge-
schoss betragt 20 v.H.

Fur die ersten beiden Vollgeschosse betragt der Zuschlag einheitlich 40 v.H.)
(2) Als Grundstticksflache nach Abs. 1 gilt:

1. In beplanten Gebieten die Uberplante Grundstiicksflache. Ist das Grundstiick nur teilweise
Uberplant und ist der unbeplante Grundstiicksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB
zuzuordnen, gilt als Grundsticksfliche die Flache des Buchgrundstiicks; Nr. 2 ist ggf.
entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maRgebend.
Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Liegen Grundstiicke innerhalb eines im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu beriicksichtigen:

a) bei Grundstiicken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Flache von dieser bis zu ei-
ner Tiefe von 40 m.

b) bei Grundstiicken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch ei-
nen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundsttick), die
Flache von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstiicksseite bis zu einer Tiefe
von 40 m.

c) Grundstucksteile, die ausschlieBlich eine wegemalige Verbindung darstellen, bleiben bei
der Bestimmung der Grundstiickstiefe nach a) und b) unberiicksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden
Grundstucksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in dhnlicher Weise
selbstandig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Flache bis zu einer Tie-
fe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstiicksteile nicht in diesem Sinne selbstandig nutzbar und geht die
tatsachliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder dhnliche Nutzung der innerhalb der
Tiefenbegrenzung liegenden Grundstiicksteile iiber die tiefenméaRige Begrenzung nach a)
und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tat-
séchlichen Nutzung.

Wird ein Grundsttick jenseits der in Satz 1 angeordneten erhohten Tiefenbegrenzungslinie
tatsachlich baulich, gewerblich, industriell oder dhnlich genutzt, so verschiebt sich die Tie-
fenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatséchlichen Nutzung.



Bei Grundstiicken, firr die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz,
Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Flache des im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes liegenden Grundstiickes oder Grundstiicksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei
Grundstiicken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tat-
séchlich so genutzt werden, die Fldche des Grundstiicks — gegebenenfalls unter Berlicksichti-
gung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung — vervielfacht mit 0,5.

(3) Fur die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1.

Fur beplante Grundstiicke wird die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzuldssige Zahl der
Vollgeschosse zugrundegelegt.

Bei Grundsticken, fur die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine
Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte hdchstzuldssige Baumassenzahl. Ist
auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafiir aber die Hohe der baulichen Anlagen in
Form der Trauf- oder Firsthdhe, so gilt die durch 3,0 geteilte héchstzulassige Trauf- oder First-
héhe. Sind beide Hohen festgesetzt, so gilt die héchstzulassige Traufhéhe. Soweit der Bebau-
ungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhéhe der Schnittpunkt der Au3enseite der
Dachhaut mit der seitlichen AuRenwand. Die Héhe ist in der Gebdudemitte zu messen. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2 ent-
sprechend.

Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstiicken der ndheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen
Vollgeschosse; ist ein Grundstiick bereits bebaut und ist die dabei tatsachlich verwirklich-
te Vollgeschosszahl hoéher als die in der ndheren Umgebung, so ist die tatsachlich ver-
wirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen.

b) bei Grundstiicken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen.
Dies gilt fur Tarme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken o-
der einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

Ist nach den Nummern 1 — 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatséchlich
vorhandene Traufhéhe geteilt durch 3,0 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen
auf- und abzurunden sind. Als Traufhéhe gilt der Schnittpunkt der AulRenseite der Dachhaut
mit der seitlichen AuBenwand. Die Hohe ist in der Gebdudemitte zu messen.

Bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die
aulerhalb von Bebauungsplangebieten tatsachlich so genutzt werden (z.B. Sport-, Fest- und
Campingplatze, Freibader, Friedhéfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsédchliche Zahl
der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

Bei Grundstiicken, auf denen nur Garagen oder Stellpldtze errichtet werden durfen, gilt die
festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatséchliche
Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

Bei Grundstiicken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen,
werden zur Ermittlung der Beitragsflachen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie sie
bestehen flr

a) Grundsticke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen uUber das
zulassige NutzungsmalR getroffen sind,

b) unbeplanten Grundstiicke, wenn die Satzung keine Bestimmungen Uber das zuldssige
Nutzungsmaf enthélt.



9. Die Zahl der tatsachlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollgeschos-
se gilt, wenn sie héher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstiick mehrere Gebaude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen
zulassig oder vorhanden, gilt die bei der iiberwiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Fur Grundstiicke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach den vorstehenden
Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstiicksfliche um 10 v.H. erhéht. Dies gilt entspre-
chend fiir ausschlieRlich gewerblich, industriell oder in dhnlicher Weise genutzte Grundstiicke in
sonstigen Baugebieten.

In sonstigen Baugebieten erhéht sich die nach den vorstehenden Regelungen ermittelte und
gewichtete Grundstiicksflache um 10 v.H. bei teilweise gewerblich, industriell oder in ahnlicher
Weise genutzten Grundstiicken (gemischt genutzte Grundsticke).

(5) Abs. 4 gilt nicht fur die Abrechnung selbststéndiger Griinanlagen.

§7

Eckgrundstiicke und durchlaufende Grundstiicke

(1) Grundstticke, die sowohl von einer nach § 12 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage er-
schlossen sind als auch von einer oder mehreren weiteren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungs-
einheit erschlossen sind, werden nur mit 50 % ihrer gewichteten Grundstiicksflache angesetzt.

(2) Kommt fur eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach § 6
Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur fiir die sich tiberschnei-
denden Grundstiicksteile.

§8

Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember fiir das abgelaufene Jahr.

§9

Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes kénnen von der Gemeinde Vorausleistungen auf
wiederkehrende Beitrage erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshéhe fir das laufende Jahr
bemessen.

§10
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentiimer
des Grundstiickes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.



§11
Veranlagung und Filligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beitrdge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen
Bescheid festgesetzt und zwei Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

(2) Der Beitragsbescheid enthalt:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

den Namen des Beitragsschuldners,
die Bezeichnung des Grundstiickes,

den zu zahlenden Betrag,

U o

die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfahigen Kosten, des
Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Falligkeitstermins,
7. die Eroffnung, dass der Beitrag als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick ruht, und
8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen fiir die Festsetzung wiederkehrender Beitrdge kénnen durch besonderen
Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden.

. §12
Ubergangsregelung

Gemalk §10a Abs.5 KAG wird abweichend von § 10a Abs. 1 Satz2 KAG festgelegt, dass
Grundstucke, die zu den im Folgenden aufgezahlten Verkehrsanlagen Zufahrt oder Zugang neh-
men kénnen, vorbehaltlich § 7 Absatze 1 und 2 dieser Satzung erstmals in den ebenfalls genann-

ten Jahren bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags berlicksichtigt und beitragspflichtig
werden:

StraBen wiederkehrende Beitrdge ab dem Jahr:
Haardtstralle 2028
Donnersbergstralle 2028
KalmitstralRe 2028
Weinbietstralle 2028
§13

Offentliche Last

Der wiederkehrende StralRenausbaubeitrag liegt als 6ffentliche Last auf dem Grundstick.



§14
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung tber die Erhebung einmaliger Beitrége fiir 6ffentliche Verkehrsan-
lagen (Ausbaubeitragssatzung) der Ortsgemeinde Heuchelheim vom 22.03.1996 auRer Kraft.

(3) Soweit Beitragsanspriiche nach der auf Grund von Absatz 2 aufgehobenen Satzung
entstanden sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter.

Heuchelheim, den 18.06.2013

gez. Binder
(Ortsburgermeister)
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gez. Binder
(Ortsbürgermeister)
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